
 

Auszug aus dem Beschlussprotokoll 
132. Ratssitzung vom 10. Februar 2021
 
 
 

3569. 2021/43 

Weisung vom 03.02.2021: 
Stadtentwicklung Zürich und Soziale Dienste, Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen 
für Geschäftsliegenschaften zur Minderung der wirtschaftlichen Folgen der Covid-
19-Pandemie (Drei-Drittels-Modell), Netto-Objektkredit, Nachtragskredit, Dringliche 
Inkraftsetzung 

  

Der Stadtrat beantragt zur sofortigen materiellen Behandlung: 

 
1. Zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie wird für die  

Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäfts-
räumlichkeiten für Mieten ab 1. Dezember 2020 ein Netto-Objektkredit von 20 Millio-
nen Franken bewilligt. 

2. Die Ausrichtung von Beiträgen an Vermieterinnen und Vermieter steht unter folgen-
den Bedingungen: 

a.  Beiträge werden an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäftsliegenschaften 
in der Stadt Zürich ausgerichtet, die sich mit ihren Mieterinnen und Mietern auf 
eine Reduktion der Miete ab 1. Dezember 2020 um mindestens zwei Drittel  
geeinigt haben. 

b.  Die Mieterinnen und Mieter mussten in der Zeit vom 1. Dezember 2020 bis zum 
Datum der Gesucheinreichung aufgrund behördlicher Anordnungen ihr Geschäft 
vorübergehend schliessen (direkte Betroffenheit) oder haben in der Zeit vom  
1. Dezember 2020 bis zum 28. Februar 2021 verglichen mit der entsprechenden 
Vorjahresperiode eine coronabedingte Umsatzeinbusse von mindestens einem 
Drittel erlitten (indirekte Betroffenheit).  

c.  Die Parteien des Mietverhältnisses dürfen nicht den- oder dieselben wirtschaft-
lich Berechtigten vertreten oder einander nahestehende Personen sein. 

d.  Das Mietverhältnis muss ungekündigt sein und bei befristeten Mietverhältnissen 
mindestens bis zum 31. Dezember 2021 andauern. 

e.  Die Parteien des Mietverhältnisses verpflichten sich, allfällige Entlastungs-
massnahmen für Geschäftsmieten des Bundes und/oder des Kantons in  
Anspruch zu nehmen und die daraus resultierenden Einnahmen der Stadt  
bis zur Höhe des städtischen Beitrags zurückerstatten. 
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f.  Bei Zustandekommen eines Referendums und einer Ablehnung des Beschlus-
ses durch die Gemeinde werden Mietzinsbeiträge nicht ausgerichtet und bereits 
ausgerichtete Mietzinsbeiträge zurückgefordert. 

3. Der Stadtrat erlässt ein Reglement, das insbesondere den Kreis der Berechtigten, 
die Beitragsvoraussetzungen, die Beitragszeitspanne, das Verfahren sowie die  
maximale Höhe der Beiträge regelt. 

4. Die Ziffern 1–3 werden dringlich erklärt und sofort in Kraft gesetzt. 

Unter Ausschluss des Referendums: 

5. Im Budget 2021 wird beim Sozialdepartement eine neue Position (5550)  
3635 00 104 (Beiträge an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäftsräum- 
lichkeiten, Drei-Drittels-Modell) in Höhe von 20 Millionen Franken bewilligt. 

6. Das Postulat, GR Nr. 2020/580, von Walter Angst (AL) und Albert Leiser (FDP)  
betreffend Corona-Hilfspaket für das lokale Gewerbe betreffend Ausrichtung von 
Mietzinsbeiträgen für Geschäftsräume unter gewissen Bedingungen wird als erledigt 
abgeschrieben. 

 

 

Der Rat stimmt der sofortigen materiellen Behandlung stillschweigend zu. 

 

Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 

 

 

Änderungsantrag der RPK zu Dispositivziffer 1 

 

Severin Pflüger (FDP) beantragt namens der RPK folgende Änderung der Dispositiv- 

ziffer 1: 

 
1. Zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie wird für die  

Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäfts-
räumlichkeiten für Mieten ab 1. Dezember 2020 ein Netto-Objektkredit von 20 Millio-
nen Franken bewilligt. Die Nettobetrachtung steht unter dem Vorbehalt, dass von 
Bund oder Kanton Entschädigungsleistungen rechtskräftig beschlossen werden,  
die direkt oder indirekt der Stadt zufallen. 

 

Der Rat stimmt dem Antrag der RPK stillschweigend zu. 
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Schlussabstimmung über die bereinigten Dispositivziffern 1–4 

 

Aufgrund der stillschweigenden Zustimmung zum Antrag der RPK wird über den geän-

derten Antrag des Stadtrats abgestimmt. 

 

Abstimmung gemäss Art. 37 Abs. 1 Verfassung des Kantons Zürich (Dringlichkeitsrecht) 

und gemäss Art. 43bis Abs. 1 lit. b Gemeindeordnung (Ausgabenbremse): 

 

Anwesend sind 115 Ratsmitglieder (Quorum für das Dringlichkeitsrecht = 77 Stimmen). 

 

Der Rat stimmt dem Antrag des Stadtrats mit 115 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 

zu. Somit sind die Quoren von 77 Stimmen für das Dringlichkeitsrecht und 63 Stimmen 

für die Ausgabenbremse erreicht. 

 

 

Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 5 

 

Abstimmung gemäss Art. 43bis Abs. 1 lit. b Gemeindeordnung (Ausgabenbremse): 

 

Der Rat stimmt dem Antrag des Stadtrats mit 115 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 

zu. Somit ist das Quorum von 63 Stimmen für die Ausgabenbremse erreicht. 

 

 

Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 6 

 

Der Rat stimmt dem Antrag des Stadtrats mit 114 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 

zu.  

 

 

Damit ist beschlossen: 

 
1. Zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie wird für die  

Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäfts-
räumlichkeiten für Mieten ab 1. Dezember 2020 ein Netto-Objektkredit von 20 Millio-
nen Franken bewilligt. Die Nettobetrachtung steht unter dem Vorbehalt, dass von 
Bund oder Kanton Entschädigungsleistungen rechtskräftig beschlossen werden, die 
direkt oder indirekt der Stadt zufallen. 
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2. Die Ausrichtung von Beiträgen an Vermieterinnen und Vermieter steht unter folgen-
den Bedingungen: 

a.  Beiträge werden an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäftsliegenschaften 
in der Stadt Zürich ausgerichtet, die sich mit ihren Mieterinnen und Mietern auf 
eine Reduktion der Miete ab 1. Dezember 2020 um mindestens zwei Drittel  
geeinigt haben. 

b.  Die Mieterinnen und Mieter mussten in der Zeit vom 1. Dezember 2020 bis zum 
Datum der Gesucheinreichung aufgrund behördlicher Anordnungen ihr Geschäft 
vorübergehend schliessen (direkte Betroffenheit) oder haben in der Zeit vom  
1. Dezember 2020 bis zum 28. Februar 2021 verglichen mit der entsprechenden 
Vorjahresperiode eine coronabedingte Umsatzeinbusse von mindestens einem 
Drittel erlitten (indirekte Betroffenheit).  

c.  Die Parteien des Mietverhältnisses dürfen nicht den- oder dieselben wirtschaft-
lich Berechtigten vertreten oder einander nahestehende Personen sein. 

d.  Das Mietverhältnis muss ungekündigt sein und bei befristeten Mietverhältnissen 
mindestens bis zum 31. Dezember 2021 andauern. 

e.  Die Parteien des Mietverhältnisses verpflichten sich, allfällige Entlastungs-
massnahmen für Geschäftsmieten des Bundes und/oder des Kantons in  
Anspruch zu nehmen und die daraus resultierenden Einnahmen der Stadt  
bis zur Höhe des städtischen Beitrags zurückerstatten. 

f.  Bei Zustandekommen eines Referendums und einer Ablehnung des Beschlus-
ses durch die Gemeinde werden Mietzinsbeiträge nicht ausgerichtet und bereits 
ausgerichtete Mietzinsbeiträge zurückgefordert. 

3. Der Stadtrat erlässt ein Reglement, das insbesondere den Kreis der Berechtigten, 
die Beitragsvoraussetzungen, die Beitragszeitspanne, das Verfahren sowie die  
maximale Höhe der Beiträge regelt. 

4. Die Ziffern 1–3 werden dringlich erklärt und sofort in Kraft gesetzt. 

Unter Ausschluss des Referendums: 

5. Im Budget 2021 wird beim Sozialdepartement eine neue Position (5550)  
3635 00 104 (Beiträge an Vermieterinnen und Vermieter von Geschäftsräum- 
lichkeiten, Drei-Drittels-Modell) in Höhe von 20 Millionen Franken bewilligt. 

6. Das Postulat, GR Nr. 2020/580, von Walter Angst (AL) und Albert Leiser (FDP)  
betreffend Corona-Hilfspaket für das lokale Gewerbe betreffend Ausrichtung von 
Mietzinsbeiträgen für Geschäftsräume unter gewissen Bedingungen wird als erledigt 
abgeschrieben. 

 

Mitteilung an den Stadtrat und amtliche Publikation am 17. Februar 2021 gemäss Art. 12 

und Art. 14 der Gemeindeordnung (Ablauf der Referendumsfrist: 19. April 2021) 
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Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 
 


